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Rülke: Gerichte entscheiden über Abschiebungen und nicht eine
Lehrergewerkschaft

Der Vorsitzende der FDP-Landtagsfraktion, Dr. Hans-Ulrich Rülke, kritisierte die Gewerkschaft Erziehung
und Wissenschaft (GEW) Baden-Württemberg scharf, die eine Handlungsanleitung für Lehrer zu
möglichen Abschiebungen von Kindern und Jugendlichen herausgegeben hat.

Rülke wörtlich: „Bereits zu Beginn der Handlungsanleitung für Lehrer schreibt die GEW: ‚Da
Abschiebungen nicht mehr angekündigt werden müssen, kann die Polizei auch unangekündigt in der
Schule erscheinen. Was können Sie in dieser Situation tun, wenn Sie die Abschiebung verhindern bzw.
nicht unterstützen wollen?‘ Allein schon an dieser Leitfrage wird deutlich, dass die GEW sehr wohl die
Lehrer zur Umgehung oder gar zum Bruch geltenden Rechts aufrufen will. Die GEW-Vorsitzende Doro
Moritz scheint zu übersehen, dass in unserem Rechtsstaat die Gerichte über Abschiebungen
entscheiden. Sie wägen das Für und Wider sorgsam und auf der Grundlage von Recht und Gesetz ab. Die
Handlungsanleitung der GEW ist deshalb nichts anderes als eine schockierende Misstrauenserklärung an
unsere Rechtsordnung. Ich fordere die GEW auf, ihr Verhältnis zu unserem Rechtsstaat umgehend zu
klären und die Handlungsanleitung zurückzuziehen.“


